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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

 
1. UrhG: Haftung des Betreibers eines Online-Marktplatzes 

Urteil vom 23.10.2024, Az: I ZR 112/23  

2. VOB/B: Vorliegen einer Anordnung nach § 2 Abs. 5 
Urteil vom 19.09.2024, Az: VII ZR 10/24  

3. InsO, InsVV: Beschwerdewert bei Anfechtung Vergütung  
Beschluss vom 10.10.2024, Az: IX ZB 26/22  

4. InsO: Glaubhaftmachung von Steuerforderungen 
Beschluss vom 19.09.2024, Az: IX ZB 13/22  

5. PatG, ZPO: Nicht beschiedener Hilfsantrag in Berufungsinstanz 
Urteil vom 24.09.2024, Az: X ZR 92/22  

 

Urteile und Beschlüsse:

 
 
1. UrhG: Haftung des Betreibers eines Online-Marktplatzes 

Urteil vom 23.10.2024, Az: I ZR 112/23 
a) Die unionsrechtlichen Grundsätze der Haftung von Video-Sharing- und 
Sharehosting-Plattformen für eine öffentliche Wiedergabe urheberrechtlich geschützter 
Werke (vgl. EuGH, Urteil vom 22. Juni 2021 - C-682/18 und C-683/18, GRUR 2021, 
1054 = WRP 2021, 1019 - YouTube und Cyando; BGH, Urteil vom 2. Juni 2022 - I 
ZR 53/17 , BGHZ 233, 373 [juris Rn. 17 f.] - uploaded II; BGH, Urteil vom 2. Juni 
2022 - I ZR 140/15 , BGHZ 234, 56 [juris Rn. 70 f.] - Youtube II) sind auf die Haftung 
von Online-Marktplätzen übertragbar. 
 
b) Der Betreiber eines Online-Marktplatzes ist - wie der einer Video-Sharing- und 
Sharehosting-Plattform - grundsätzlich verpflichtet, nach einem klaren Hinweis auf 
eine Rechtsverletzung die dort eingestellten Angebote im Rahmen des technisch und 
wirtschaftlich Zumutbaren auf gleichartige Verletzungen zu überprüfen und rechtsver-
letzende Inhalte zu sperren oder zu löschen. Bei Übertragung der für Video-Sharing- 
und Sharehosting-Plattformen geltenden Rechtsprechung muss den Besonderheiten 
von Online-Marktplätzen jedoch Rechnung getragen werden. Soweit nicht der angebo-
tene Gegenstand selbst urheberrechtsverletzend ist, sondern das Angebot lediglich in 
einer urheberrechtsverletzenden Weise präsentiert wird, erstreckt sich die Prüfungs-
pflicht des Plattformbetreibers im Regelfall allein auf gleichartig präsentierte Ange-
bote, nicht aber auf jegliche Darstellungen des urheberrechtlich geschützten Werks. 
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c) Die Grundsätze der Haftung von Plattformen für eine öffentliche Wiedergabe urhe-
berrechtlich geschützter Werke sind nicht auf eine Vervielfältigung eines urheber-
rechtlich geschützten Werks auf den Servern einer solchen Plattform übertragbar. Es 
verbleibt insoweit bei einer Haftung nach den strafrechtlichen Grundsätzen der Täter-
schaft und Teilnahme. 
 

  

2. VOB/B: Vorliegen einer Anordnung nach § 2 Abs. 5 
Urteil vom 19.09.2024, Az: VII ZR 10/24 
a) Eine Anordnung im Sinne des § 2 Abs. 5 VOB/B erfordert eine rechtsgeschäftliche 
Erklärung des Auftraggebers, mit der einseitig eine Änderung der Vertragspflichten 
des Auftragnehmers herbeigeführt werden soll (Fortführung von BGH, Urteil vom 9. 
April 1992 - VII ZR 129/91 ). 
 
b) Ob ein Verhalten oder eine Erklärung des Auftraggebers als Anordnung im Sinne 
des § 2 Abs. 5 VOB/B auszulegen ist, beurteilt sich nach §§ 133 , 157 BGB . 
 
Liegt eine Störung des Vertrags aufgrund einer Behinderung vor, die faktisch zu einer 
Bauzeitverzögerung führt, und teilt der Auftraggeber dem Auftragnehmer den Behin-
derungstatbestand und die hieraus resultierende Konsequenz mit, dass die Leistungen 
derzeit nicht erbracht werden können, liegt nach diesem Maßstab keine Anordnung im 
Sinne des § 2 Abs. 5 VOB/B vor. 
 
Auch die Übermittlung von Bauablaufplänen stellt keine Anordnung des Auftragge-
bers im Sinne des § 2 Abs. 5 VOB/B dar, wenn mit ihnen lediglich auf behinderungs-
bedingte Störungen des Vertrags reagiert wird. Dies gilt auch, wenn darin im Hinblick 
auf die Behinderungen und die deshalb gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 1 VOB/B verlängerten 
Ausführungsfristen zeitliche Konkretisierungen erfolgen. 
 
c) Der Schadensersatzanspruch des Auftragnehmers nach § 6 Abs. 6 Satz 1 VOB/B 
setzt voraus, dass die Bauzeitverzögerung adäquat-kausal durch hindernde Umstände 
verursacht worden ist, die auf der Verletzung einer vertraglichen Pflicht durch den 
Auftraggeber beruhen. Umstände aus der Risikosphäre des Auftraggebers, die nicht 
auf einer Pflichtverletzung beruhen, genügen nicht als Voraussetzung dieses An-
spruchs (Bestätigung von BGH, Urteil vom 20. Oktober 2005 - VII ZR 190/02 ; Urteil 
vom 21. Oktober 1999 - VII ZR 185/98 ; Urteil vom 16. Oktober 1997 - VII ZR 64/96 
). 
 

  

3. InsO, InsVV: Beschwerdewert bei Anfechtung Vergütung  
Beschluss vom 10.10.2024, Az: IX ZB 26/22 
InsO § 4, § 64 Abs. 3 Satz 1; InsVV § 8 Abs. 1; ZPO § 269 Abs. 3 Satz 2 
Nimmt der (vorläufige) Sachwalter einen Antrag auf Festsetzung der Vergütung zu-
rück, nachdem ein Insolvenzgläubiger gegen die Festsetzung der Vergütung sofortige 
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Beschwerde eingelegt hat, wird eine zu Gunsten des (vorläufigen) Sachwalters ergan-
gene erstinstanzliche Entscheidung gegenstandslos und sind ihm grundsätzlich die 
Kosten des Beschwerdeverfahrens aufzuerlegen. 
InsO § 64 Abs. 3 Satz 2; ZPO § 567 Abs. 2 
Der Wert des Beschwerdegegenstands bestimmt sich auch bei der sofortigen Be-
schwerde eines Insolvenzgläubigers gegen die Vergütungsentscheidung nach dem Un-
terschiedsbetrag zwischen dem in der angefochtenen Entscheidung zugebilligten und 
dem in der Beschwerdeinstanz beantragten Betrag (Bestätigung von BGH, Beschluss 
vom 2. Februar 2006 - IX ZB 78/04, NZI 2006, 250 Rn. 6; vom 7. Dezember 2006 - 
IX ZB 1/04, NZI 2007, 241 Rn. 4; Aufgabe von BGH, Beschluss vom 24. November 
2022 - IX ZB 15/22, NZI 2023, 188 Rn. 6). 
 

  

4. InsO: Glaubhaftmachung von Steuerforderungen 
Beschluss vom 19.09.2024, Az: IX ZB 13/22 
Stützt das Finanzamt den Insolvenzantrag auf Steuerforderungen, die sich - etwa bei 
Lohn- und Umsatzsteuer - aus Steueranmeldungen oder Steuervoranmeldungen des 
Schuldners ergeben, genügt zur Glaubhaftmachung die genaue Aufstellung der einzel-
nen Steueranmeldungen und Steuervoranmeldungen zusammen mit der Erklärung des 
Finanzamts, dass es sich dabei um Forderungen aus entsprechenden (Vor-)Anmeldun-
gen des Schuldners handele. 
 

  

5. PatG, ZPO: Nicht beschiedener Hilfsantrag in Berufungsinstanz 
Urteil vom 24.09.2024, Az: X ZR 92/22 
Ein in erster Instanz gestellter Hilfsantrag, über den das Patentgericht nicht entschie-
den hat, weil es das Streitpatent in einer anderen Fassung für rechtsbeständig erachtet 
hat, kann in der Berufungsinstanz nicht nach § 117 PatG i.V.m. § 531 ZPO oder §§ 
530 , 296 ZPO als verspätet zurückgewiesen werden. 
  

 

 


